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Α. Einleitung und Gang der Untersuchung 

In Schrifttum und Rechtsprechung wurde die Autonomie auf dem Lebens-
gebiet der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen, die Tarifautonomie, in aller 
Ausführlichkeit  behandelt. Sich erneut mit dem Thema auseinanderzusetzen, 
erscheint daher nicht notwendig. Doch für das weite Gebiet des kollektiven 
Arbeitsrechts existieren nur wenige Rechtsregeln, insbesondere für das Recht 
des Arbeitskampfes. Im Gegensatz dazu ist das das einzelne Arbeitsverhältnis 
betreffende  individuelle Arbeitsrecht in sehr viel stärkerem Ausmaß rechtlich 
ausgestaltet worden. Daraus folgt, daß das kollektive Arbeitsrecht sehr stark 
durch richterlich gesetztes Recht bestimmt ist. 

Da keine positivrechtliche Definition für eine Arbeitnehmerkoalition, eine 
Gewerkschaft,  im deutschen Recht existiert, wurden im Laufe der letzten 
Jahrzehnte durch Rechtsprechung und Lehre, beide z.T. durch Personalunion 
miteinander verflochten, Merkmale arbeitsrechtlicher Koalitionen geschaffen, 
die eine Gewerkschaft  zu erfüllen habe, damit sie an der Autonomie im 
kollektiven Arbeitsrecht teilhaben dürfe. 

Weil aber diese Tarifautonomie als die Betätigung und damit als die Selbst-
verwirklichung der in dieser Koalition zusammengefaßten Menschen ihre 
positivrechtliche Anerkennung in Art.9 Abs. 3 GG, der Koalitionsfreiheit, 
findet, muß die Beschränkung der Teilnahme an der Tarifautonomie, der 
Tariffähigkeit,  auf ganz bestimmte Koalitionen als Grundrechtsbeschränkung 
am System der Grundrechte und verfassungsrechtlichen  Prinzipien gemessen 
werden. Für die Sichtweise der Grundrechte und deren Interpretation finden 
sich verschiedene grundsätzliche Ansichten. Im Stufenbau des Rechts müssen 
die staatlicherseits getroffenen  Regelungen, seien es nun Gesetze, Rechtsver-
ordnungen, Verwaltungsakte oder Verwaltungsanweisungen oder auch Urteile, 
mit dem Grundgesetz übereinstimmen, dürfen also nicht im Gegensatz oder im 
Widerspruch zu ihm stehen. Der Versuch einer Beurteilung der Beschränkung 
der Tariffähigkeit  ist also von vornherein zum Scheitern verurteilt, wenn man 
sich nicht auch die unterschiedlichen Grundrechtssichtweisen und deren 
Auswirkungen vor Augen führt.  Für das Verständnis auch der verschiedenen 
Perspektiven der Tariffähigkeit  ist dies unabdingbar. 

Um zu einer sinnvollen Beurteilung dieser Perspektiven gelangen zu 
können, ist es ebenfalls unverzichtbar, die Grundrechtssichtweise darzustellen, 
die dem Autonomiebegriff  und damit der Menschenwürde des Grundgesetzes 
entspricht. In ihrem Licht muß dann das der Tarifautonomie zugrundeliegende 
Grundrecht, die Koalitionsfreiheit,  betrachtet werden, die ihren Inhalt auch aus 
dem Autonomiebegriff  empfängt. 

2 Bruhn 



18 Α. Einleitung und Gang der Untersuchung 

Die Tariffähigkeit  stellt ganz allgemein die rechtliche Befugnis zum 
Abschluß von Tarifverträgen  und damit zur Teilnahme an der Tarifautonomie 
als der Autonomie auf dem Lebensgebiet der Arbeits- und Wirtschaftsbedin-
gungen dar. Als das Mittel zum kollektiven Ausgleich der teilweise völlig 
entgegengesetzten Interessen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern im Arbeits-
leben schlechthin hat sich historisch der kollektive Arbeitsvertrag herausgebil-
det, der als Tarifvertrag  von Arbeitgeber- und -nehmerverbänden, z.T. auch 
von einzelnen Arbeitgebern und Arbeitnehmerverbänden als den am Vertrag 
beteiligten Parteien geschlossen wird. Eine Betrachtung der Tariffähigkeit  muß 
notwendigerweise unvollständig bleiben, wenn sie sich nicht auch auf die 
unterschiedlichen Lehren, die sich mit den Besonderheiten des Tarifvertrags 
und dessen Zustandekommen beschäftigen, erstreckt. In ihnen läßt sich die 
jeweilige dogmatische Begründung der Befugnis der Koalitionen zum 
Abschluß von Tarifverträgen  erkennen. 

Unter Beachtung des Autonomiebegriffes  des Grundgesetzes und dessen 
Auswirkungen auf die Grundlagen der unterschiedlichen einzelnen Tarifver-
tragslehren gelangt man zu einer Betrachtung der Tarifautonomie insgesamt, 
mit Hilfe derer nun die von der h.M. an eine Gewerkschaft  gestellten konstitu-
tiven Anforderungen,  die diese erfüllen muß, um nach ebenso h.M. tariffähig 
zu sein, kritisch betrachtet werden können. 

Besondere Aktualität erlangt eine kritische Würdigung der Tarifautonomie 
allgemein und der Tariffähigkeit  im besonderen vor dem Hintergrund der 
Wiedervereinigung der Bundesrepublik Deutschland mit der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik, die am 3. Oktober 1990 durch den 
Beitritt der DDR gemäß Art.23 GG zur Bundesrepublik Deutschland vollzogen 
wurde. Ihr gingen die Abschlüsse von zwei Verträgen, zum einen des Staats-
vertrags zur Errichtung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion sowie 
zum anderen des sog. Einigungsvertrags, voraus. Mit der Ratifizierung des 
Staatsvertrags durch den Bundestag wurde erstmals durch die Legislative 
festgelegt, was bislang nur durch Rechtsprechung und Lehre so geformt und 
ständig wiederholt wurde: Art. 17 des Staatsvertrags enthält die Grundsätze der 
Arbeitsrechtsordnung, die in der Bundesrepublik gelten und von der damaligen 
DDR zu übernehmen waren. Er lautet: 

"In der DDR gelten Koalitionsfreiheit,  Tarifautonomie, Arbeitskampfrecht.  Betriebsver-
fassung, Unternehmensmitbestimmung und Kündigungsschutz entsprechend dem Recht der 
Bundesrepublik: näheres ergibt sich aus dem Gemeinsamen Protokoll über die Leitsätze und 
den Anlagen I I und ΙΠ. " 

Im Gemeinsamen Protokoll über die Leitsätze A I I I Nr. 2 finden sich die 
von den Koalitionen für die Anerkennung als tariffähige  Verbände zu erfüllen-
den Voraussetzungen; demgemäß hätten die Gewerkschaften und Arbeitgeber-
verbände frei  gebildet, gegnerfrei,  überbetrieblich und unabhängig zu sein und 
müßten das Tarifrecht  anerkennen, zudem wird von ihnen verlangt, durch 
Ausüben von Druck auf den Tarifpartner  zu einem Tarifabschluß zu kommen. 
Diese Mächtigkeitslehre wird bereits seit langem vom Bundesarbeitsgericht 
vertreten1. 



Α. Einleitung und Gang der Untersuchung 

Auch wenn der Staatsvertrag nicht als Gesetz, sondern als bindende Ausle-
gungsregel verstanden werden soll2, so muß man sich dennoch die Frage nach 
der Verfassungsgemäßheit  dieser Anforderungen  stellen. Es scheint mit Blick 
auf die bisherige Entwicklung der Lehre und der Rechtsprechung zur Tariffä-
higkeit die normative Kraft  des Faktischen zu bewirken, daß die herrschende 
Meinung nun im Staatsvertrag so schnell und unkritisch berücksichtigt wurde. 
Fraglich ist schließlich, ob diese herrschende Meinung sich mit dem Begriff 
der Autonomie und damit der Koalitionsfreiheit  in Einklang bringen läßt. 

"Vom Anspruchsdenken her wird ein höchst allgemeines Prinzip nur den Inhalt behaupten, 
der für möglichst viele Interpreten konsensfahig ist, der geeignet ist, herrschende Meinung 
zu sein. Das aber ist der am weitesten reduzierte Inhalt, jedenfalls solange, als nicht die 
Praxis vornehmlich des Gesetzgebers, aber auch der Rechtsprechung und Verwaltung der 
Norm einen weiteren Wirkungsbereich entfaltet. Eine solche Wirkung beruht jedoch nicht 
mehr auf der Norm selbst - die Norm wird nicht mehr angewandt -, sondern auf der Praxis, 
die die Norm lediglich zur Legitimation nutzt; die Praxis wirkt normativ. Rechtsdogmatisch 
entsteht Verfassungsgewohnheitsrecht,  rechtssoziologisch verfassungsnormfreie  praktische 
Verfassungsnormativität. 

Grundlegend für die heutige Sichtweise der Koalitionsfreiheit  und der sich 
daraus ergebenden Tarifautonomie ist das institutionelle Verständnis von 
beidem, der Koalitionsfreiheit  wie der Tarifautonomie. Die Gefahr,  der 
verfassungsrechtliche  institutionelle Garantien für Private unterliegen, wurde 
bereits in der Zeit der Weimarer Republik klar erkannt. Sie besteht in der 
Möglichkeit, daß 

"... die institutionellen Garantien sich verselbständigen und einem eigenen Entwicklungs-
gesetz folgen, durch welches jene Institutionen gegenüber dem Staat immer selbständiger, 
immer besser 'gesichert' werden ... Analog wäre es theoretisch denkbar, daß eine verfas-
sungsrechtliche 'Anerkennung' von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen ... zu 
einer institutionellen Garantie weiter ausgebaut würde und schließlich ein Monopol der 
bestehenden Verbände auch verfassungsrechtlich  fundierte. Das alles brauchte keineswegs 
planmäßig berechnet zu sein, sondern entspricht der Dialektik einer häufig eintretenden 
Entwicklung. Der Weg von der allgemeinen Freiheit zum Privilegium ist oft sehr kurz; er 
fuhrt  über die speziellen Garantien und Sicherungen der Freiheit."^ 

1 BAGE 29, 72; BAGE 53, 347, s. auch sub Β. I. 4.-12. 
2 Vgl. Kissel. Otto  Rudolf.  Arbeitsrecht und Staatsvertrag, in: Ν ZA, 1990, S. 549 f.; 

Stern, Klaus:  Der verfassungsändernde  Charakter des Einigungsvertrags, in: DtZ, , 1990, 
S.289, ist der Ansicht, daß der Staatsvertrag die DDR zur Verfassungsänderung  verpflichtet 
habe, nicht jedoch die Bundesrepublik; er sei ein Vertrag sui generis und eben nicht nur und 
ausschließlich ein völkerrechtlicher. 

3 s. Schachtschneider.  Karl  Albrecht  Das Sozialprinzip - zu seiner Stellung im 
Verfassungssystem des Grundgesetzes, 1974, S.37. 

4 s. Schmitt,  Carl:  Freiheitslehre und institutionelle Garantien, in: ders.. Verfassungs-
rechtliche Aufsätze, 3. Α . , 1983, S.171. 


